[image: image1.png]Bundesministerium fur europdische
— und internationale Angelegenheiten





GZ.BMeiA-EU.3.18.24/0029-III.1/2014
SB: Zauner, FAL
Vorbereitung EP-Wahl 2014;

Teilnahme von EU-BürgerInnen in Österreich und

AuslandsösterreicherInnen
ergeht an:
HSL III, I.3, S IV, BGS, KabHBM
cc: alle VBen in der EU, IV.3, VIII.2
I n f o r m a t i o n

Ein gewichtiger Teil der Wahlberechtigten bei der EP-Wahl 2014 in Österreich sind EU-Bürger aus anderen EU-MS sowie AuslandsösterreicherInnen (AÖ). Die folgende Information soll das Wählerpotenzial dieser beiden Wählergruppen beleuchten. Sie ist auf aktuelle Daten der Statistik Austria und ausgewählter Botschaften von EUMS in Wien gestützt und i.E. mit Abt. IV.3 und VIII.2 im Haus sowie BMI/Abt. III/6 erstellt.

Die Förderung der Teilhabe der Unionsbürger am demokratischen Leben der EU war Ziel des Europ. Jahres der BürgerInnen 2013, mit dem Ziel der Schärfung des Bewusstseins für die demokratischen Mitwirkungsrechte auf europ. Ebene, einschließlich der Teilnahme an der kommenden EP-Wahl. Kernelement dabei ist die Wahlrechtsinformation der Unionsbürger, die in einem anderen EU-MS ihren Wohnsitz haben. Derzeit sind das ca. 13,6 Mio., davon über 8 Mio. Wahlberechtigte.

Zusammenfassung und Wertung:

In Österreich wohnhafte EU-BürgerInnen stellen mit knapp 440.000 Wahl-berechtigten (im Vergleich zu 6.342.784 wahlberechtigten ÖsterreicherInnen) ein großes Wählerpotenzial für die EP-Wahl dar. Die tatsächliche Wahlbeteiligung von EU-BürgerInnen in Ö an vergangenen EP-Wahlen ist bisher nicht erhoben worden. Von den rd. 440.000 UnionsbürgerInnen in Ö waren 2009 nur 30.293 in der Europa-Wählerevidenz registriert, derzeit sind nur knapp 30.400 P. in die ggst. österr. Europa-Wählerevidenz eingetragen.
Von den rd. 315.000 wahlberechtigten AuslandsösterreicherInnen sind derzeit nur 42.387 in der Europa-Wählerevidenz registriert und können ihr Wahlrecht tatsächlich ausüben. 2009 wurden für AÖ wurden bei rd. 315.00 wahlberechtigten und rd. 40.000 in die Europa-Wählerevidenz eingetragenen AÖ lediglich 21.090 Wahlkarten ausgestellt. Die Wahlbeteiligung der AÖ wird bei den EP-Wahlen 2014 erstmals genau erhoben.
Dies zeigt, dass beide Wählergruppen bisher insg. wenig von ihrem Wahlrecht Gebrauch machten, bisher der Anreiz fehlte und/oder sie zu wenig über ihre Wahlrechte informiert sind sowie dass verstärkte Anstrengungen aller relevanten Behörden zur Mobilisierung dieser Gruppen geboten sind. Mit diesen beiden Gruppen könnten in Ö insgesamt rd. 750.000 wahlberechtigte BürgerInnen für die Teilnahme an der EP Wahl mobilisiert werden. Entsprechende Vorschläge wurden dem KabHBM vorgelegt. Weitere, auch kurzfristige Maßnahmen bleiben möglich.
I. WählerInnenpotenzial

Nicht-österreichische EU-BürgerInnen in Ö (geordnet nach Gesamtgröße)
	Nationalität
	Gesamt

	Davon wahlberechtigt

	Wahlmöglichkeit im Ausland (Briefwahl, Botschaft)

	In Europa-Wähler-evidenz

	Deutschland
	164.555
	143.020
	ja
	

	Kroatien
	61.935
	52.838
	ja
	

	Rumänien
	59.157
	47.118
	ja
	

	Polen
	50.110
	42.504
	ja
	

	Ungarn
	46.196
	39.370
	ja
	

	Slowakei
	28.562
	23.610
	nein

	

	Italien
	20.125
	17.632
	ja
	

	Bulgarien
	15.803
	13.092
	ja
	

	Slowenien
	11.279
	9.519
	ja
	

	Tschechien
	10.898
	9.192
	ja
	

	Großbritannien
	9.272
	8.151
	ja
	

	Niederlande
	7.814
	6.582
	ja
	

	Frankreich
	7.108
	5.881
	ja
	

	Spanien
	5.257
	4.601
	ja
	

	Griechenland
	4.456
	3.926
	ja
	

	Schweden
	2.816
	2.344
	ja
	

	Portugal
	2.759
	2.348
	ja
	

	Belgien
	1.879
	1.583
	ja
	

	Finnland
	1.329
	1.153
	ja
	

	Litauen
	1.174
	997
	ja
	

	Lettland
	1.163
	949
	ja
	

	Irland
	1.132
	967
	nein

	

	Dänemark
	1.048
	883
	ja
	

	Luxemburg
	709
	670
	ja
	

	Estland
	437
	370
	ja
	

	Zypern
	147
	139
	nein

	

	Malta
	70
	60
	nein

	

	Gesamt
	517.190
	439.499
	
	30.393


	EU-Bürger im gesamten EU-Ausland
 
	13,6 Mio.
	8 Mio.
	
	


AuslandsösterreicherInnen
:

	
	Gesamtzahl
	Davon wahlberechtigt
	In EU-Wählerevidenz dzt. eingetragen

	AÖ im EU-Ausland
	327.400
	218.600
	42.387
(2009: 39.838
)

	AÖ in Drittstaaten
	220.400
	96.700
	

	Gesamt
	547.800
	315.300
	


II. Teilnahme an vergangenen EP-Wahlen

Vergleich der Wahlbeteiligung 2004 bzw. 2009 in Ö:

Im Vergleich zu 2009 betrug der Anteil der AuslandsösterreicherInnen bei der Europawahl 2004 insgesamt 53.784 Wahlberechtigte; um 25,93% mehr als 2009. Der Anteil der in Ö wählenden BürgerInnen aus dem EU-Ausland ist tendentiell steigend: er betrug bei der Europawahl 2004 insgesamt 24.093 Wahlberechtigte, also 26,15% weniger als 2009.
Erfahrungswerte der VB anderer EU-MS in Ö:
Da in der Europa-Wählerevidenz nur jene nicht-österreichischen EU-BürgerInnen erfasst sind, welche die Ö KandidatInnen wählen wollen, wurden bei ausgewählten Botschaften der EU-MS
 in Ö Daten und/oder Erfahrungswerte zur Wahlbeteiligung von EU-BürgerInnen im jeweiligen Herkunftsland angefragt.

Aufgrund der unterschiedlichen Wahl- und Registrierungspraktiken sind keine abschließenden Daten über die effektive Teilnahme von EU-Expats in Ö bei EP-Wahlen zu erheben. Grundsätzlich bestätigt sich jedoch das Bild, dass nicht-österreichische EU-BürgerInnen in Ö nur in geringem Ausmaß von ihrem Wahlrecht via Briefwahl Gebrauch gemacht haben.

Auslandsdeutsche beispielsweise können sich vor jeder Wahl (inkl. Europawahl) in der entsprechenden deutschen Evidenz registrieren, wobei das Formular online bezogen werden kann und daher von der dt. Botschaft nicht statistisch erfasst wird. D Erfahrungswerten zufolge gibt es im Vorfeld einer EP-Wahl an der Botschaft in Ö keine große Nachfrage. Laut Konsularabteilung der PL Botschaft hatten sich anl. der Wahlen 2009 nur 624 Personen in die Wahlliste der Botschaft eingetragen, de facto kamen 623 Personen zur Wahl. Am 25. Mai 2014 hofft PL auf etwas höhere Beteiligung, da heuer zusätzlich auch die Möglichkeit der Briefwahl bestehen wird.
III. Problematik des Verlusts nationaler Wahlrechte
Derzeit sehen die Wahlrechtsordnungen in 5 EU-MS vor, dass ein längerer Aus-landsaufenthalt zum Verlust des Wahlrechts bei nationalen Wahlen führt (CY, DK, GB, IRL, MT). Mit dem Verlust des Wahlrechts ist auch die Teilnahme an den Wahlen der EP-Abgeordneten des Herkunftslandes ausgeschlossen (s. Fußnoten 3-7).

Eine 2012 durchgeführte öffentliche Konsultation ergab, dass viele Unionsbürger den Verlust des Wahlrechts im Herkunftsland infolge der Übersiedlung in einen anderen EU-MS als wesentliche Einschränkung ihrer Unionsbürgerrechte wahrnehmen, so auch die Schlussfolgerungen des Unionsbürgerschaftsberichtes 2013. Zwar ist unbestritten, dass das nationale Wahlrecht im Regelungsbereich der EU-MS liegt, die EK weist aber darauf hin, dass der Entzug von politischen Grundrechten, wenn sich EU-Bürger in einem anderen EU-MS niederlassen, eine wesentliche Einschränkung des Rechts auf Personenfreizügigkeit darstelle. Auch werde Bemühungen für mehr Teilnahme der BürgerInnen am demokratischen Leben der EU entgegengewirkt (Bürger wählen nicht nur durch das EP, sondern auch indirekt den Rat, der gemeinsam mit dem EP EU-Gesetzgeber ist).

In ihrer Empfehlung vom 29.1.2014 legt die EK den MS nahe, ihren in anderen MS wohnhaften Staatsbürgern die Beibehaltung ihres Wahlrechts im Hinblick auf nationale Wahlen zu ermöglichen, wenn sie ein fortdauerndes Interesse am politischen Leben ihres Herkunftslandes nachweisen. Empfohlen wird weiters, ihren Staatsbürgern zu diesem Zweck zu ermöglichen, einen Antrag auf Verbleib im Wählerverzeichnis zu stellen und auch die Abwicklung dieses Antrages auf elektronischem Wege zu ermöglichen. Schließlich sollten die Staatsbürger rechtzeitig über die Voraussetzungen und erforderlichen Vorkehrungen für die Beibehaltung des Wahlrechts informiert werden. 
 

Als positives Beispiel nennt die EK die Rechtslage in Österreich, da diese allen vier Empfehlungen der EK bereits entspreche: Ö Staatsbürger können vor Verlassen des Landes ihren Verbleib im Wählerverzeichnis beantragen und diesen Antrag alle 10 Jahre erneuern, was auch elektronisch möglich ist. Die Behörden müssten Auslandsösterreicher von der Streichung aus dem Wählerverzeichnis unterrichten und sie auf das Recht zur Eintragung bzw. Erneuerung der Eintragung hinweisen.

Um das Bewusstsein der Bürger für die Unionsbürgerschaft und die konkreten Rechte, insbesondere im Bereich des Wahlrechts, zu schärfen, beabsichtigt die EK im Vorfeld der EP Wahl im Mai 2014 ein Handbuch zu veröffentlichen, das die demokratischen Mitwirkungsrechte der Unionsbürger verständlich erklärt.
Österreichweit wurden bereits einzelne, insb. auch auf ErstwählerInnen abzielende Informationsaktivitäten im Vorfeld der EP Wahl gesetzt, um Bewusstsein für die Bedeutung der Teilnahme an der EP-Wahl zu schaffen. Besonders UnionsbürgerInnen aus IRL, MT, SK mit Hauptwohnsitz in Ö könnten davon profitieren, da sie an den EP-Wahlen in ihrem Herkunftsland aus dem Ausland (per Briefwahl oder über eine VB) nicht teilnehmen können. Die Wahl Österr. Abgeordneter wäre für diese nicht-österreichischen EU-BürgerInnen eine Möglichkeit, dennoch an den EP-Wahlen teilzunehmen.
Dasselbe gilt für alle übrigen UnionsbürgerInnen zwischen dem 16. Lebensjahr und dem Erreichen des Wahlalters ihres Herkunftslandes. Auch AÖ sind definierte Zielgruppe für Informationsmaßnahmen des BMeiA.
Die erhobenen Daten zeigen jedoch, dass der EP-Wahlinformation für EU-BürgerInnen aus anderen EU-MS, insbesondere wenn die das Wahlrecht nur für Ö KandidatInnen ausübern können, sowie AÖ weiterhin wesentliche Bedeutung zukommt und verstärkt werden sollten, will man sicherstellen, dass auch diese beiden Wählergruppen in Zukunft von ihrem Wahlrecht bei der EP Wahl verstärkt Gebrauch machen.
Wien, am 3. März 2014
Toncic-Sorinj m.p.
Beilage:

Spezifische Teilnahmebedingungen in Ö – die Europa-Wählerevidenz

Neben dem Mindestalter von 16 Jahren ist für Auslands-EU-Bürger in Ö und Auslandsösterreicher eine Eintragung in die sogenannte Europa-Wählerevidenz Voraussetzung zur Teilnahme an der EP-Wahl in Österreich.

Parallel zur ständigen Wählerevidenz ist eine solche ständige Europa-Wählerevidenz in jeder österr. Gemeinde zu führen. Um an der EP-Wahl 2014 teilnehmen zu dürfen, ist eine Eintragung bis spätestens inkl. 11. März 2014
 nötig, wobei für österr. STB innerhalb einer 30-tägigen Reklamationsfrist eine Eintragung nachträglich geltend gemacht werden kann, wodurch sich de facto der 10. April 2014 als letztmöglicher Termin ergibt.
· Bestimmungen für nichtösterreichische EU-BürgerInnen in Ö
Nichtösterreichische EU-BürgerInnen mit Hauptwohnsitz in einer österreichischen Gemeinde, die das 16. Lebensjahr vollendet haben und sich dafür entscheiden, bei der Europawahl die österreichischen Abgeordneten zu wählen, dürfen nach der Registrierung in der Europa-Wählerevidenz in Ö an der Wahl teilnehmen.
Die Eintragung in die Europa-Wählerevidenz erfolgt auf Antrag in der jeweiligen Hauptwohnsitzgemeinde für die Dauer ihres Aufenthalts in Österreich. Zusätzlich zum Antrag muss eine schriftliche Erklärung abgegeben werden, dass sie bei EP-Wahlen die Ö Abgeordneten wählen wollen.

· Bestimmungen für AuslandsösterreicherInnen
ÖsterreicherInnen, die ihren Hauptwohnsitz ins Ausland verlegen, und bei der Europawahl die österreichischen Abgeordneten wählen möchten, werden auf Antrag für die Dauer ihres Auslandsaufenthaltes in der Europa-Wählerevidenz beibehalten. Dabei muss der Antrag fristgerecht in der für sie jeweils zuständigen Gemeinde einlangen (letzter Wohnsitz oder Gemeinde mit dem stärksten Bezug, zB Wohnsitz der Eltern) 
. Die Gemeinden haben einen Antragsteller in Kenntnis zu setzen, wenn sein Antrag nicht zur Eintragung in die Europa-Wählerevidenz geführt hat.
Gerechnet vom Tag der Eintragung oder Wiedereintragung muss alle 10 Jahre das Weiterbestehen der Eintragungsvoraussetzung erklärt werden, ansonsten wird man aus der Europa-Wählerevidenz gestrichen. Spätestens drei Monate vor einer bevorstehenden Streichung ist die jeweilige Gemeinde verpflichtet, die erfassten Personen zu informieren und auf die Möglichkeit, das Weiterbestehen der Eintragungsvoraussetzung zu erklären, aufmerksam machen. Die Verständigung kann per E-Mail erfolgen, wenn der Gemeinde eine E-Mail-Adresse bekannt ist.
Erfasste Personen erhalten die Wahlkarten bei allen EP-Wahlen an die von der Gemeinde gespeicherte Adresse im Ausland amtswegig zugesendet. Dabei kann die Beantragung der Wahlkarte entweder nur für die kommende EP-Wahl oder im Voraus für maximal 10 Jahre („Wahlkartenabo“) passieren. Für das „Wahlkartenabo“ benötigt die Gemeinde stets die aktuelle Auslandsanschrift um der Gefahr des Verlusts des Wahlrechts durch fehlerhafte Zustellung vorzubeugen.
Oben genannte Regelungen gelten sowohl für AÖ im EU-Ausland als auch in Drittstaaten. Bei AÖ kommt hinzu, dass sie gemeinsam mit dem Antrag eine schriftliche Erklärung abgeben müssen, bei den EP-Wahlen die Ö Abgeordneten zu wählen.

� Statistik Austria, 01/2014


� Statistik Austria, 01/2014, geboren vor dem 25.05.1998, Wahlrecht für EU BürgerInnen in Ö ab 16 J.


� Die relevanten Bestimmungen beruhen auf dem jeweiligen nationalen Wahlrecht, Angaben der Tabelle lt. EP


� weder Briefwahl noch Wahl an SK VB; Teilnahme nur in SK möglich


� Irische Staatsbürger verlieren sowohl bei einem Hauptsitz im EU-Ausland als auch in Drittstaaten das Recht, die KandidatInnen ihres Herkunftslandes bei EP-Wahlen zu wählen.


� Zypriotische Staatsbürger verlieren sowohl bei einem Hauptsitz im EU-Ausland als auch in Drittstaaten das Recht, die KandidatInnen ihres Herkunftslandes bei EP-Wahlen zu wählen.


� Für MT Staatsbürger ist weder Briefwahl noch Wahl an VB möglich. MT subventioniert jedoch bei Wahlen Flugtickets für Auslandsmaltesen nach MT.


� Quelle: BMI, Europa-Wählerevidenz 2009


� EK Unionsbürgerschaftsbericht 2013


� Daten von Abt. IV.3, beruhen auf Schätzungen der VB


� Quelle: BMI, Europa-Wählerevidenz 2009


� VB der anteilsmäßig größten MS in Ö


� Empfehlung der EK vom 29.1.2014 „Umgang mit den Konsequenzen des Entzugs des Wahlrechts von Unionsbürgern, die von ihrem Recht auf Freizügigkeit Gebrauch machen“ (C(2014) 391).


� Europa-Wählerevidenzgesetz online unter: � HYPERLINK "http://www.bmi.gv.at/cms/BMI_wahlen/waehlerevidenz/files/Europa_Waehlerevidenzgesetz_Kunsttext_2013_Anpassung.pdf" �http://www.bmi.gv.at/cms/BMI_wahlen/waehlerevidenz/files/Europa_Waehlerevidenzgesetz_Kunsttext_2013_Anpassung.pdf� 


� Vorbehaltlich einer entsprechenden Veröffentlichung im BGB


� Zuständig ist jene österreichische Gemeinde, in der sie auch in die Wählerevidenz eingetragen sind. Existiert eine solche Eintragung nicht, so ist der Antrag in der Gemeinde zu stellen, in der sie den letzten Hauptwohnsitz im Inland hatten; sonst in jene, in der zumindest ein Elternteil seinen Hauptwohnsitz im Inland hat oder zuletzt hatte. Kann eine solche Zuordnung nicht vorgenommen werden, so findet folgende Reihung Anwendung: Ort der Geburt/ Hauptwohnsitz des Ehegatten/ Hauptwohnsitz nächster Verwandter/ Sitz des Dienstgebers/ Eigentums- oder Bestandsrechte an Grundstücken oder Wohnungen/ Vermögenswerte/ sonstige Lebensbeziehungen





